
Immer weniger Öl im Meer
geschrieben von Admin | 6. Juni 2025

Die Fortschritte der Schifffahrt bei der Vermeidung von
Ölverschmutzungen sind eindrücklich. Doch darüber liest man fast nie
etwas in den Zeitungen. Journalisten schweigen die guten Nachrichten
tot. Denn über fossile Brennstoffe darf nur Negatives berichtet werden.

Von Peter Panther

Im April 2010 explodierte im Golf von Mexiko die Ölplattform Deepwater
Horizon. Während 87 Tagen trat darauf unkontrolliert Öl aus dem Bohrloch
in den Ozean. Die Medien zeichneten damals ein düsteres Bild der
Ölwirtschaft und suggerierten, das Problem mit Verschmutzungen werde
immer schlimmer.

Sicher war die Katastrophe der Deepwater Horizon eines der
folgenreichsten Ölunglücke der Geschichte, denn es starben nicht nur elf
Arbeiter der Betreiberfirma, sondern es gelangten auch 780 Millionen
Liter Rohöl ins Meer. Dennoch war schon damals klar, dass die
Ölwirtschaft – trotz solcher Rückschläge – auf einem guten Weg war. Denn
die Menge an Öl, die wegen Havarien und Unglücken ins Meer gelangt,
zeigte seit den 1970er-Jahren eine stark rückläufige Tendenz.

Diese Tendenz hat sich seit 2010 noch verstärkt. Mit einschlägigen
Zahlen wartet die Internationale Vereinigung der Tankerbesitzer für
Verschmutzungen (ITOPF) auf. Demnach hat die Zahl der Tankerunglücke mit
einem Öleintrag von mindestens sieben Tonnen seit den 1970er-Jahren um
mehr als 90 Prozent abgenommen. Der Erfolg ist besonders beachtlich,
weil sich in dieser Zeitspanne die Menge an Öl, das auf den Meeren
transportiert wird, fast verdoppelt hat.

Verheerende Einzelereignisse beeinflussen die
Statistik stark
Die folgende Grafik von ITOPF, zu finden im Jahresbericht 2024,
veranschaulicht den Erfolg: Die blauen Säulen bilden die Zahl der
jährlichen Tankerunglücke mit mehr als sieben Tonnen Öl im Meer ab
(rechte Skala). Die violette Linie zeigt die Menge an transportiertem Öl
(linke Skala, in Millionen Tonnen).

https://eike-klima-energie.eu/2025/06/06/immer-weniger-oel-im-meer/


Summiert man die Tankerunglücke mit einem Öleintrag über sieben Tonnen
pro Jahrzehnt auf, ergibt sich folgende Grafik:



Dabei zeigen die grünen Balken die Zahl der Tankerunglücke mit mehr als
700 Tonnen Ölverlust, pro Jahrzehnt. Die blauen Balken bilden die Zahl
der Unglücke mit sieben bis 700 Tonnen Ölverlust ab.

Ein noch eindrücklicheres Bild ergibt sich, wenn man die Menge an Öl
betrachtet, die bei solchen Tankerunglücken ins Meer gelangt. Die
entsprechenden Zahlen variieren allerdings von Jahr zu Jahr teilweise
stark, weil einzelne, besonders verheerende Tankerunglücke einen grossen
Einfluss haben. Das bezüglich Ölverlust schlimmste Tankerunglück war der
Untergang der «Atlantic Empress» vor Tobago in der Karibik 1979. In den
vergangene 15 Jahren ereignete sich jedoch nur noch einmal eine
Tankerhavarie, bei der eine besonders grosse Menge an Öl ins Meer
gelangte: der Untergang des iranischen Öltankers «Sanchi» im
Ostchinesischen Meer (113’000 Tonnen Öl).



Die Höhe der Balken zeigt jeweils die Menge an Öl, die in einem
bestimmten Jahr wegen Tankerunglücken ins Meer gelangte (in Tausenden
Tonnen). Die roten und grünen Abschnitte bilden markante
Einzelereignisse ab.

Technische Neuerungen machen den Unterschied
Rechnet man Durchschnittswerte aus, so zeigt sich, dass die Menge an Öl,
die ins Meer gerät, bereits in den 2010er-Jahren verglichen mit den
1970er-Jahren um 95 Prozent abgenommen hat. In den 2020er-Jahren hat
sich diese Menge bisher nochmals etwa halbiert.

Offenbar hat die Ölschifffahrt gelernt, wie sie verheerende
Tankerunglücke vermeiden kann. Es sind vor allem technische Neuerungen,
welche die entsprechenden Fortschritte ermöglicht haben: Dank moderner
Navigationshilfen und Frühwarnsysteme kommt es viel seltener zu
Havarien. Weil heute fast alle Tanker eine doppelte Hülle aufweisen,
wird auch bei Zusammenstössen oder Explosionen ein Ölaustritt meist
verhindert. Und sollte ein solcher doch vorkommen, decken elektronische
Detektoren das Leck jeweils schnell auf.

Alle diese Entwicklungen sind eindrücklich und stimmen hoffnungsvoll.
Nur ist in den Medien fast nichts darüber zu lesen. Und
Umweltorganisationen wecken weiterhin den Eindruck, es werde alles immer
noch schlimmer. «Stoppt die tickenden Zeitbomben auf See!», schrieb der
WWF 2020, anlässlich einer Tankerhavarie vor Sri Lanka. Und Greenpeace
verkündete mit Blick auf Ölverschmutzungen in einem Blog-Beitrag: «Es



ist keine Frage, ob Öl austritt, sondern wann.»

«Ein leiser Triumph der Menschheit»
Richtig erfasst hat die Situation dagegen Axel Bojanowski,
Wissenschaftsreporter bei der «Welt». Vor einigen Tagen schrieb er: «Der
Kampf gegen Öl-Leckagen von Schiffen ist ein leiser Triumph der
Menschheit, der kaum bemerkt wurde, aber enorme Wirkung hatte für den
Schutz der Natur.»

Der Grund, warum Bojanowskis Berufskollegen die «Good News» der
Ölschifffahrt übergehen, ist offensichtlich: Erdöl ist ein fossiler
Brennstoff, und fossile Brennstoffe schädigen angeblich das Klima. Darum
darf über Öl nur Schlechtes geschrieben werden. Die Mainstrem-Medien
richten sich dabei nach einem Grundsatz, den der WWF vor einigen Jahren
so formuliert hat: «Ein gänzlicher Ausstieg aus fossilen Energieträgern
ist die beste Lösung, um solche Naturkatastrophen [gemeint sind
Ölhavarien] zu verhindern.»

Würde man nun über die frappanten Fortschritte bei der Verhinderung
solcher Havarien berichten, könnten die Menschen ja noch denken, die
Ölwirtschaft habe auch gute Seiten. Das wollen die Journalisten auf
jeden Fall verhindern. Darum verschweigen sie ihrem Publikum die
entsprechenden Erfolge.

 

Das Framing der Energiewende Teil –
2. Die Wahrung des Scheins einer
erfolgreichen Energiewende
geschrieben von Admin | 6. Juni 2025

Teil 1 beschäftigte sich mit Lügen und gezielten Falschaussagen,
fehlendem Kontext und Halbwahrheiten, um das Scheitern der Energiewende
zu vertuschen. Nachfolgend geht es um die Kategorien falsche Bilder und
Beziehungen sowie hippe Kunstworte. 

von Frank Hennig

Die deutsche Energiewende scheitert vor sich hin, aber die Verursacher
wollen es nicht wahrhaben. Große Teile der Bevölkerung halten das
Vorhaben für erfolgreich, schließlich ist noch jeden Tag Strom in der
Dose. Vor allem aber hilft eine umfangreiche Konstruktion an Framing,

https://eike-klima-energie.eu/2025/06/03/das-framing-der-energiewende-teil-_-die-wahrung-des-scheins-einer-erfolgreichen-energiewende/
https://eike-klima-energie.eu/2025/06/03/das-framing-der-energiewende-teil-_-die-wahrung-des-scheins-einer-erfolgreichen-energiewende/
https://eike-klima-energie.eu/2025/06/03/das-framing-der-energiewende-teil-_-die-wahrung-des-scheins-einer-erfolgreichen-energiewende/
https://eike-klima-energie.eu/2025/05/13/teil-1-der-vorgetaeuschte-erfolg-das-framing-der-energiewende/


Mythen und Tatsachenverdrehung dabei, den Schein eines erfolgreichen
Projekts aufrechtzuerhalten. Teil 1 der Reihe über das Framing der
Energiewende beschäftigte sich mit Lügen und gezielten Falschaussagen,
fehlendem Kontext und Halbwahrheiten:

Falsche Bilder
Wenn der sächsische Ministerpräsident Kretschmer von „Windkraft überm
Wald“ spricht, so wird absichtlich ein falscher Eindruck erweckt. Er
meint, dass sich die Rotoren weit über den Baumwipfeln drehen, der Wald
selbst also nicht oder kaum betroffen sei. Wer Luftaufnahmen von
Windkraftanlagen im Wald gesehen hat, bekommt einen Eindruck davon,
welches Maß an teils irreversibler Umweltzerstörung hier stattfindet. Je
nach Länge der erforderlichen Zufahrtsstraßen, die für schwere Lasten
ausgelegt sein müssen, werden ein halber bis ein ganzer Hektar Wald pro
Anlage vernichtet. Die baumfreien Flächen zerschneiden nicht nur die
Lebensräume von Tieren, sie sind Sonne und Wind schutzlos ausgesetzt und
trocknen den Boden aus, verschlechtern die Grundwasserbildung und binden
kein CO2 mehr. Die umfassende Umweltzerstörung durch Windkraftanlagen im
Wald wird als Thema aktuell bleiben. Windkraft überm Wald gibt es nicht,
ausgenommen die erfolglose Variante der Flugwindanlagen oder Drachen.

Die wohl dümmste Bezeichnung für die Windkraft kommt aus der FDP. Sie
sei „Freiheitsenergie“. Damit kommt die Hoffnung zum Ausdruck, sie führe
zur Unabhängigkeit gegenüber Russland, weil Energieimporte von dort
entfielen. Die bleibende Abhängigkeit von den Launen der Natur wird
strikt ignoriert, aber gerade diese würde uns in mittelalterliche
Wirtschaftsverhältnisse führen. In der Realität wird die Abhängigkeit
nur umgehängt – von Russland nach China. Von dort kommen 90 Prozent der
Seltenen Erden und etwa die Hälfte des weiteren zum Bau der Anlagen
erforderlichen Materials. Ein eventuell ausbrechender Taiwan-Konflikt
mit gegenseitigen Sanktionierungen würde zum fast sofortigen Stopp des
PV- und Windkraftausbaus in Europa führen. Selbst Sekundärsanktionen
gegen Russland, die auch China treffen, könnten zum Mangel an Rohstoffen
führen, der nicht nur die „Erneuerbaren“-Branche, sondern den gesamten
Elektrobereich bis hin zur IT betrifft. Im Zuge des Zollstreits mit den
USA haben die Chinesen bereits die Ausfuhr non neun Rohstoffen begrenzt,
den von Graphit ganz eingestellt.

Und ob in den Wechselrichtern nicht kleine elektronische Spione oder
Saboteure eingebaut sind, weiß niemand so genau. Weitere Informationen
zur Sinnfälligkeit von „Freiheitsenergie“ finden sich hier.

Dann gibt es noch die Falschbezeichnungen „Säule“ oder „Arbeitspferd“
für den windigen Strom, die schon deshalb falsch sind, weil die Anlagen
weder stabil laufen noch auf Kommandos reagieren. Welches Bild würde auf
Windkraftanlagen zutreffen? Ich schlage vor: Luftschlösser. Sie sind
groß und erfüllen die Hoffnungen nicht.

Gern sprechen Journalisten von den „Erneuerbaren auf der Überholspur“

https://www.tech-for-future.de/abhaengigkeit/


und machen das am prozentualen Zuwachs an installierter Leistung fest.
Die Wahrheit ist, dass deren Zubau nicht einmal ausreicht, den Zuwachs
des Energiehungers der Welt zu bedienen, geschweige denn, andere
Energieträger zu verdrängen. Lag der fossile Anteil (einschließlich
Biomasse) im Jahr 2013 noch bei 88 Prozent, waren es zehn Jahre später
immer noch 85 Prozent – bei absolut gestiegenen Mengen. Eine Überholspur
sähe anders aus.

Falsche Bezeichnungen
Durch falsche Zuschreibungen soll ein gewünschter Eindruck entstehen. So
wird die Windkraft oft als „wichtigste Energiequelle“ bezeichnet. Das
leitet man aus der produzierten Strommenge ab, die man mit
konventionellen Quellen vergleicht. Eine Technologie als die wichtigste
zu bezeichnen, die zeitweise überhaupt nicht zur Verfügung steht, ist
schon abenteuerlich. Es wird unterschwellig suggeriert, dass man auf
andere Quellen künftig wird verzichten können, wenn man die Windkraft
nur weiter zügig ausbaut.

Viele Erfolgsmeldungen gibt es zu sogenannten energieautarken Gemeinden.
Diese Orte seien quasi energetisch unabhängig vom öffentlichen
Versorgungssystem, teilweise erzeugen sie mit PV, Biomasse und Wind
übers Jahr mehr Energie, als sie verbrauchen. Auch hier begegnet uns die
Mogelei mit Durchschnittszahlen, denn in Echtzeit bleiben die Einwohner
am öffentlichen Netz und schmarotzen aus diesem die Regellast und die
Spannungshaltung. Autarkie heißt Unabhängigkeit, sie wäre bei diesen
Gemeinden nur glaubhaft, wenn die Verbindung zum öffentlichen Netz
getrennt würde.

Versucht man den reinen Inselbetrieb wie in El Hierro oder auf Pellworm,
so bricht die Hoffnung ziemlich schnell zusammen. Es gibt auch keinen
sogenannten Autarkiegrad, entweder man ist autark oder nicht, es ist wie
mit einer Schwangerschaft. Wenn bilanziell eine Gemeinde sich in Teilen
oder sogar gänzlich selbst versorgt, so passt darauf der Begriff des
Selbstversorgungsgrades bezüglich der verbrauchten Energiemenge. Dennoch
wird der Begriff der Energieautarkie gern verwendet, um die Illusion zu
bedienen, dass die Energieversorgung des ganzen Landes auf diese Weise
dezentralisiert und dekarbonisiert werden könnte.

Hin und wieder werden Gaskraftwerke und Kernkraftwerke als ideale
Ergänzung zu den „Erneuerbaren“ dargestellt. Die Frage, wer hier wen
ergänzt, wird dadurch auf den Kopf gestellt. Selbst die PR von
Stromunternehmen nutzt diese Sicht, um die Konventionellen
richtigerweise als überlebensnotwenig darzustellen. Die Wahrheit ist,
dass Wind- und PV-Anlagen selbst nach Definition der Bundesnetzagentur
weder netzbildend sind noch dargebotsunabhängig. Das heißt, sie speisen
in ein vorhandenes Netz ein, das vorhanden sein muss, um über die
Frequenzvorgabe die Einspeisung überhaupt erst möglich zu machen. Die
dargebotsunabhängen Erzeuger (die konventionellen Anlagen) regeln dann
auch die Launen des Wettergottes aus.

https://www.tech-for-future.de/energie-welt/
https://www.igte.uni-stuttgart.de/forschung/forschung_es/EWM30/
https://blackout-news.de/aktuelles/energiewende-nordseeinsel-pellworm-zeigt-die-probleme-in-miniatur/


Die Realität zeigt sich also genau anders herum: Die „Erneuerbaren“
brauchen das vorhandene Netz, um überhaupt produzieren zu können, sie
liefern eine zeitweise Substitution anderen Stroms, sind also selbst die
schwer berechenbare Ergänzung. Was passiert, wenn konventionelle
Kraftwerke nicht mehr ergänzen können, weil es zu wenige von ihnen gibt,
war am 28. April in Spanien zu erleben.

Beschönigend wird die Einspeisung von Strom aus den schwankenden
„Erneuerbaren“ als „flexibel“ bezeichnet, mit einem positiv besetzten
Begriff. Man wendet ihn sonst auf mehrfach einsetzbare Geräte an, auf
qualifizierte Fachkräfte in Betrieben, die mehrere Arbeitsplätze
besetzen können (sogenannte Springer), auf biegsame Materialien und
Ähnliches. In Wahrheit ist diese Form der Stromeinspeisung aber nicht
dem menschlichen Willen unterworfen, sondern rein zufällig. Man sollte
korrekt die Adjektive volatil, erratisch oder zufällig verwenden.
Flexibel müssen die anderen Stromeinspeiser sein, die die Residuallast
bereitstellen und die flexibel auf den Zufallsstrom reagieren können.

Des Öfteren ist von einem Markthochlauf die Rede, für den der Staat nun
endlich sorgen müsse. Speziell bei der E-Mobilität und der
Wasserstoffwirtschaft wird diese Forderung erhoben. Echte Märkte laufen
allerdings allein hoch, Angebot und Nachfrage sorgen dafür. Das in
diesem Zusammenhang oft benannte Henne-Ei-Problem gibt es nur in
subventionsgetriebenen Systemen. Wenn Unternehmen nach dem Staat rufen,
der einen Markt anschieben soll, so handelt es sich immer um einen
Subventionsmarkt. Die Unternehmen machen nur mit, so lange es Geld vom
Staat gibt.

Ähnlich irreführend spricht man bei der Agri-PV von einer Doppelnutzung.
Diese Variante der PV ist allemal besser als das flächendeckende Belegen
der Landschaft mit Heizkörpern, aber das Sonnenlicht kann nur einmal
genutzt werden, entweder für die PV oder die Photosynthese. Es ist also
keine Doppel- sondern eine kombinierte Nutzung. Der Hintergedanke einer
solchen Formulierung besteht darin, den Eindruck zu erwecken, aus der
Sonneneinstrahlung sei noch mehr herauszuholen. Insbesondere
Landeigentümer sollen dafür interessiert werden.

Hippe Kunstworte
In unserer Energiewendewunderwelt gibt es hippe Kunstworte, die das
ganze Vorhaben als modern und fortschrittlich erscheinen lassen sollen.

Ein Netzbooster zum Beispiel ist nichts anderes als eine Großbatterie,
die an Netzengstellen installiert wird, um den zunehmenden Verlust des
n-1-Kriteriums (bei Ausfall eines Netzelements muss die Versorgung über
Reserven oder Umleitungen stets möglich sein) zu kompensieren. Dass
solche Großbatterien überhaupt nötig sind, ist dem nachhängendem
Netzausbau geschuldet. Das wird heftig beklagt, es ist aber Ergebnis
eines schlechten Energiewende-Managements, das seit vielen Jahren
tatenlos zusieht, wie der Ausbau der „Erneuerbaren“ deutlich schneller



geht als der Netzausbau. Lassen sich Windkraft- und PV-Großanlagen in
drei bis vier Jahren errichten, braucht der Bau einer 110-Kilovolt-
Leitung schon acht bis 12 Jahre. Die einzig richtige Entscheidung wäre
ein Moratorium des „Erneuerbaren“-Ausbaus, seine Harmonisierung mit dem
Netz- und Speicherausbau. Dafür finden sich keine politischen
Mehrheiten, sodass die „Booster“ irgendwie Fortschritt signalisieren
sollen.

Viele Kunstworte entstehen im Bereich der Wasserstoffprojekte. H2Gen,
DurchH2atmen, HYDE, TransHyDE, HyCux, HyCAVmobil, HyFri, RHYn Interco,
H2@Hydro und weitere erwecken den Eindruck, dass die Kreativität der
damit befassten Firmen und Einrichtungen vor allem in der PR besteht.
Das vermeidet allerdings nicht das Scheitern zahlreicher Projekte wie
in Kaisersesch, auch bei großen Unternehmen wie Shell, BP, Statkraft und
Equinor.

Im dritten Teil der Serie geht es um Agenda-Setting, Emotionalisierung,
Moralisierung und Ideologisierung.

Der Beitrag erschien zuerst bei TE hier

 

Wie der Klimawandel zur Religion
wurde – und was man evtl. dagegen
tun kann.
geschrieben von Admin | 6. Juni 2025

Ein Interview mit dem EIKE Vizepräsidenten Michael Limburg am 14.5.25 in
seinem Büro.

Das Video wurde inzwischen von
YouTube gesperrt! Gründe unbekannt,

jetzt bei rumble verfügbar
In diesem Interview zeichnet der EIKE Vizepräsidenten Michael Limburg
ein düsteres Bild der Lage in und um Deutschland, hervorgerufen durch
die Klimareligion, die in der EU, aber insbesondere in Deutschland, von
Staats wegen hervorgerufen wurde. Die Wirtschaft ist in einer immer
steiler werdenden Abwärtsspirale, die auch durch neue Schulden, und

https://www.swr.de/swraktuell/rheinland-pfalz/koblenz/wasserstoff-projekt-kaisersesch-smartquart-gescheitert-100.html
https://www.tichyseinblick.de/kolumnen/lichtblicke-kolumnen/die-wahrung-des-scheins-einer-erfolgreichen-energiewende/
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Umfinanzierung bspw. der Energiekosten mittels Steuern, statt Umlagen,
nicht gemildert werden kann.

Maurice Strong. Generalsekretär der Rio
Nachhaltigkeitskonferenz 1992

„Was wäre, wenn eine kleine Gruppe von Weltführern zu dem
Schluss kommen sollte, dass die Hauptgefahr für die Erde von
dem Verhalten der reichen Länder ausginge? Und wenn die Welt
überleben soll, müssten die reichen Länder ein Abkommen unter-
zeichnen, um ihre eigene Umweltbelastung zu reduzieren.  Werden
sie dem zustimmen? Die Gruppe kommt zu dem Schluss: Nein! Die
reichen Länder werden nicht zustimmen. Sie wollen sich nicht
verändern. Um den Planeten zu retten, beschließt die Gruppe: 
Besteht nicht die einzige Hoffnung für den Planeten darin, dass
die industrialisierten Zivilisationen kollabieren? Ist es nicht
unsere Verantwortung, das zu bewirken? Die Gruppe von
Weltführern bildet eine Geheimgesellschaft, um einen
Wirtschaftszusammenbruch herbeizuführen“. (Wood 1990) und
Details dazu hier
http://www.eike-klima-energie.eu/news-cache/erwaermungshysterie
-und-2-ziel-warum-teil-2/

In diesem Interview werden die Hintergründe der Klimareligion
dargestellt, aber vor allem ihre unglaublichen Folgen. Folgen, die uns
alle betreffen, heute schon und jeden Tag, jeden Monat, jedes Jahr
schlimmer. Eine der katastrophalen Folgen ist der sog. Blackout. Nach
Limburgs Meinung ist dieser nicht mehr aufzuhalten, es ist nicht mehr
eine Frage des ob, sondern nur noch des wann.

Hier jetzt die Version bei rumble.

In Minute 25:11 wurde die CO2 Messungen erwähnt, die Callendar nach 1955
erstellte, und bei dem eine Fülle von höheren CO2 Messungen nicht
verwendet wurden. Gründe unbekannt.

http://www.eike-klima-energie.eu/news-cache/erwaermungshysterie-und-2-ziel-warum-teil-2/
http://www.eike-klima-energie.eu/news-cache/erwaermungshysterie-und-2-ziel-warum-teil-2/


Callendar Messungen des CO2 incl. aller Messungen die Callendar
weggelassen hatte.

Ein weiterer ist bspw. der Nachhaltigkeitsbericht der Firmen, in dem sie
ihren „CO2 Footprint“ offenlegen müssen. Und das betrifft nicht nur den
eigenen sondern auch den der Zulieferanten nach dem schlimmen
Lieferkettenegsetz. Näheres dazu hier.

Hier das Gegenstück dazu:

Ich hatte Ende der 70er das drittbeste Abi an unserem Gymi.
Wenn ich damals gewusst hätte, daß man als „Prof. Dr.“ so einen
abartigen Schwachfug im deutschen TV erzählen kann, wäre mein
Berufsleben anders verlaufen, als nur Nettosteuerzahler zu
werden. pic.twitter.com/5JvMkmWNPn

— TheRealTom™ – Trusted Flagger (@tomdabassman) May 29, 2025

Im letzten Teil (ca. Min 52) wird bspw. skizziert wie man u.a. durch die
Gesetzgebung erreichen kann, dass auch „Erneuerbare“ in den Markt
integriert werden müssen, nämlich in dem man zunächst die
Vorrangeinspeisung abschafft, die war eine politische Vorgabe den

https://www.youtube.com/watch?v=9u20KwKB-mw
https://t.co/5JvMkmWNPn
https://twitter.com/tomdabassman/status/1928133247516430438?ref_src=twsrc%5Etfw


„Erneuerbare“ einen uneinholbaren Vorsprung zu verschaffen, den die
anderen nicht mehr einholen können.

Edenhofer PIK zu Klimagesetzen: Sie sollen rentablen
Technologien Klötze ans Bein binden, neuen grünen Technologien
uneinholbare Vorteile verschaffen. (Heft „et“ –
Energiewirtschaftliche Tagesfragen 5- 2007) fordert Dr.
Edenhofer vom Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung bereits
50 % Emissionsabsenkung weltweit, bis Ende des Jahrhunderts 90
%.)

Sie muss daher abgeschafft werden. Und das muss begleitet werden durch
staatlich durchgesetzte Vorgaben, wer denn am Markt für Strom als
Anbieter teilnehmen darf. Nämlich nur der, der – gleiches Recht für alle
– dessen Vorgaben für Menge, Spannung, Frequenzstabilität und
Phasenstabilität und Zeit erfüllt. Erfüllt man diese so eigentliche
selbstverständlichen Voraussetzungen, so werden auch die Anbieter von
„Erneuerbaren“ diese zu erfüllen versuchen, oder aus dem Markt
ausscheiden. Der bis dahin erreichte Schaden bliebe allerdings bestehen,
den auszugleichen sollten daher die Gewinner dieses „Erneuerbaren“
Stromes schlechter Qualität bezahlen müssen. Ein Rückblick auf das im
Jahr 1954 erlassene Bundeslastenausgleichgesetz könnte da entsprechende
Hinweise geben.

Das und noch viel mehr finden Sie in diesem Interview.

 

Die Stromversorgung im
Zweifrontenkrieg
geschrieben von Admin | 6. Juni 2025

Die europäischen Stromnetze werden durch die Einspeisung von immer mehr
wetterabhängiger Sonnen- und Windenergie immer störanfälliger. Wie
schnell inzwischen ein Blackout ausgelöst werden kann, sah man jüngst in
Spanien. Und dazu kommen nun noch Angriffe durchgeknallter Saboteure.

von Manfred Haferburg

Blackout heißt kein Strom und damit Zusammenbruch des gesellschaftlichen
Lebens mit allen furchtbaren Folgen. Die Stromversorgung gehört zu den
wichtigsten Leistungen, die ein Staat sicherstellen muss. Seit Jahren
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führen Politiker einen Kampf gegen die Stromversorgung, den
sie Energiewende nennen. Zur Sicherheit werden die Kraftwerke nicht nur
abgeschaltet, sondern möglichst effektiv gesprengt oder zersägt.

Es ist beängstigend – die europäischen Stromnetze, die ohnehin einen
Krieg gegen die Energiewender schon fast verloren haben, werden nun von
durchgeknallten Saboteuren angegriffen, die das Schweinesystem
abschaffen wollen.

Es fing mit der Brandlegung an einem Strommast in Grünheide durch eine
linksextreme „Vulkangruppe“ an, durch die das Tesla-Werk tagelang
stillgelegt werden musste. Zehntausende Haushalte waren ohne Strom. „Wir
haben heute Tesla sabotiert.“ Die Gruppe wirft Tesla in einer Mail
„extreme Ausbeutungsbedingungen“ vor und fordert eine „komplette
Zerstörung der Gigafactory“. Mir ist nicht bekannt, dass die Täter
gefasst wurden.

Am letzten Wochenende kam es in Frankreich zu mehreren Sabotageakten
gegen das Stromnetz, ebenfalls durch eine linksextreme Gruppe namens
„Coupez!“, jedenfalls haben sie ein entsprechendes Bekennerschreiben
veröffentlicht.

Blackout der iberischen Halbinsel
Am 28. April 2025 kam es um 11:33 Uhr in Spanien und Portugal zu einem
großflächigen Blackout, der nahezu die gesamte iberische Halbinsel
lahmlegte. Der Stromausfall begann mit plötzlichen Ausfällen in
Umspannwerken in Granada, Badajoz und Sevilla, die innerhalb von
Sekunden zu einem Erzeugungsverlust von 2,2 Gigawatt führten. Dies löste
eine Kettenreaktion ähnlich dem Umfallen von Dominosteinen aus, die das
gesamte Stromnetz zum Zusammenbruch brachte. Spanien und Portugal waren
nahezu schwarz und das öffentliche Leben brach für einen Tag zusammen.
Medienberichten zufolge kam es zu drei oder vier Todesopfern.

Die genaue Ursache des Blackouts wird weiterhin untersucht. Es kann
Monate dauern, bis die Ergebnisse der Untersuchung der Netzbetreiber
vorliegen. Die spanische Regierung schließt einen Cyberangriff auf das
Hauptnetz aus.  Zudem wird geprüft, ob Netzschwankungen in Europa vor
dem Vorfall eine Rolle gespielt haben.

Der Vorfall hat die Diskussion über die Stabilität des spanischen
Stromnetzes und die Abhängigkeit von erneuerbaren Energien neu entfacht.
Während einige Stimmen ein Überangebot an Solarstrom als mögliche
Ursache sehen, gab es dafür bislang keine offiziellen Belege. Es wurde
in den Medien sehr still um den Blackout.

Über ganz Spanien lacht die Sonne
Allerdings gibt es schon allerhand Stellungnahmen von Fachleuten über
die möglichen Ursachen. Die sind aber für Nichtfachleute schwer zu



verstehen und stoßen daher auf wenig Interesse. Von Bekannten wurde ich
auf einen Bericht von INESC TEC’s Substack aufmerksam gemacht, in dem
fünf Experten das Ereignis analysieren.

Ich habe mir vorgenommen, das, was bisher bekannt ist, in eine dem
Nichtfachmann verständliche Sprache zu übersetzen. Was also ist
geschehen?

Am Morgen des 28. April produzierte Spanien 33 Gigawatt (GW) Strom –
etwa so viel wie 30 große Kraftwerke erzeugen. Spanien ist ein sonniges
Land und setzt auf erneuerbare Energie. Aus Solar kamen an diesem
Vormittag 23 GW und aus Wind 3 GW, in Summe also 26 GW. Die großen
Turbinen der Kraftwerke erzeugten zu dieser Zeit nur 3,5 GW aus
Kernkraft und der Rest aus Biomasse und Solarthermie – man hatte also
die Kraftwerke zugunsten des Solarstroms weitestgehend heruntergefahren.

Das Stromnetz – die größte und komplizierteste
Maschine, die je gebaut wurde
Ein Stromnetz ist eine trickreiche Maschine. Stellen Sie sich das
Stromnetz wie eine starre Welle aus Stahl von Flensburg bis München vor.
Auf diese Welle übertragen die Erzeugerturbinen ihre Leistung mittels
großer Treibriemen, und die Verbraucher nehmen sie von dieser Welle
mittels vieler kleiner Treibriemen ab. Es funktioniert aber nur, wenn zu
jeder Zeit (Sekunde) genau die Leistung produziert wird, die auch
verbraucht wird. Dann drehen sich unsere Stromnetzwelle und alle mit
ihr verbundenen Erzeugermaschinen mit genau 3.000 Umdrehungen pro
Minute. Wird jetzt plötzlich mehr gebraucht, muss die Stromerzeugung
erhöht werden, oder das Stromnetz sinkt in der Drehzahl – ähnlich einem
Auto, dessen Motor an einer Steigung an Drehzahl verliert. Wird
plötzlich mehr Strom erzeugt, als gebraucht wird, dann steigt eben die
Drehzahl.

So war es in der guten alten Zeit. Die Verbraucher machten, was sie
wollten, und die Erzeuger passten sich an. Das war auch möglich, weil
die großen Erzeugungsmaschinen sich mit 3.000 Umdrehungen pro Minute –
das sind die berühmten 50 Hertz – drehten und damit eine riesige
Schwungmasse wenigstens für ein paar Sekunden die Drehzahl auch bei
großen Verbrauchssprüngen – wie z.B. die Halbzeitpause eines
Weltmeisterschaftsspiels, wo plötzlich Millionen Fans den Kaffeekessel
anwerfen – einfach durch ihre mechanisch gespeicherte Trägheitsenergie
Schwankungen ausglich, um den Ingenieuren auf den Netzleitstellen Zeit
zu verschaffen, die Leistung durch Hochfahren von Erzeugern oder
Abschaltung von Großverbrauchern wieder anzupassen.

Alle machen, was sie wollen
In der schönen neuen Stromwelt werden aber durch die Energiewende mehr
und mehr große Kraftwerkserzeugermaschinen verschrottet und durch kleine
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Windradgeneratoren oder gar Solarpaneele ersetzt. Und zu allem Übel
machen jetzt nicht nur die Verbraucher, was sie wollen, nein, auch diese
Erzeuger machen, was das Wetter so will. Zusätzlich erschwerend kommt
hinzu, dass es immer weniger schwere, sich mit 3.000 Umdrehungen
drehende Maschinen gibt, deren Masseträgheit eine Sekundenreserve
darstellt, so dass das Netz immer empfindlicher auf Lastsprünge reagiert
und die Ingenieure in den Netzleitstellen immer weniger Zeit zum
Reagieren haben. Merken Sie etwas, lieber Leser? Das System wird immer
sensibler, je weniger Dämpfung aus Masseträgheit einbezogen wird.

Das war an diesem Morgen in Spanien genau der Fall. Da Biogasanlagen und
Solarthermie auch nur kleine Generatoren ohne viel Masseträgheit haben,
waren eigentlich nur noch ein paar große Turbinen der Kernkraftwerke an
unsere Welle angeschlossen, die zur Dämpfung zur Verfügung standen. Und
keiner weiß bis heute, wie viel solche Massen mindestens für die
Gewährleistung der Netzsicherheit und der konstanten 50 Hz benötigt
werden. Ich kann mich des Eindrucks nicht erwehren, dass  das gerade
ausgetestet wird.

Millionen kleiner schwarzer Kästchen
Dazu kommt noch eine weitere Krux. Selbst jedes Solarbalkonkraftwerk hat
natürlich seinen eigenen kleinen Konverter. Das ist eine kleine Blackbox
– meist aus China – die es ermöglicht, den in den Paneelen erzeugten
Gleichstrom ins Netz zu speisen, indem es ihn in Wechselstrom umwandelt.
Da sich aber hier nichts dreht, müssen diese 50 Hz irgendwie
elektronisch erzeugt und geregelt werden. Außerdem muss auch die
Spannung von dem kleinen schwarzen Kästchen geregelt werden. Und
natürlich soll das Kästchen auch möglichst wenig kosten. Deshalb folgen
die Frequenz- und Spannungsregler in dem Kästchen auch dem Vorgabewert,
den sie gerade dem Netz entnehmen. Fällt oder steigt die Frequenz,
machen sie einfach mit und verstärken so den bösen Effekt. Sie haben
höchstens einen Schutzmechanismus eingebaut, der das Paneel abschaltet,
wenn die Spannung zu hoch steigt, damit es nicht durch Überspannung
zerstört wird. Das Gefährliche ist, dass es diese Kästchen jetzt in
Millionenzahl gibt und die Netzbetreiber meist keinen Zugriff auf deren
Steuerung haben. Nur große Solaranlagen haben teure Regelsysteme, die
das Netz unterstützen, die 50 Hz und die Spannung zu halten.

Und es gibt meines Erachtens noch einen weiteren ungewollten Effekt –
die unterschiedlichen kleinen Toleranzen der Regelung dieser
Solarpaneele. Die sind ja nicht genormt. Und selbst wenn, so hat doch
jeder Hersteller zwar im Großen und Ganzen den Sollwert auf 50 Hz
eingestellt, aber schon allein die Mess- und die Regelgenauigkeit können
von Gerät zu Gerät geringfügig abweichen. Von Spannungshaltung und
Phasenwinkel gar nicht zu reden. Eigentlich nicht schlimm. Aber was,
wenn Millionen dieser Geräte mit der einen Welle verbunden sind? Da
können sich die unterschiedlichsten Graubereiche der Werte überlagern
und zu Fehlreaktionen aufschwingen, bis hin zur Notabschaltung ganzer
Solarfelder wegen unzulässigen Spannungsanstiegs durch Schwingungen.



Netz-Schwingungen und eine Störung als Anlass
Und tatsächlich, ab 10:19 Uhr wurden am 28. April 2025 im spanischen
Netz solche Schwingungen von zwei Spezialmessgeräten erfasst und
aufgezeichnet. Die Frequenz und Spannung schwangen sich im Minutentakt
zu mehr oder minder großen Ausschlägen auf. Die Ausschläge waren nicht
sehr groß, aber das System hatte aufgehört, stabil zu sein. Sie können
sich davon ein Bild machen, wenn Sie das nächste Mal im Stau stehen und
im Stop and Go die völlig unbegründeten Schwingungen des Staus erleiden,
die dadurch entstehen, dass sich die minimal unterschiedlichen
Verhaltensweisen von hunderten Fahrern zu einer Ziehharmonika-ähnlichen
Bewegung aufschaukeln. Die von den zwei Messgerät aufgezeichneten
Schwingungen deuteten darauf hin, dass im iberischen Netz nicht mehr
genügend Dämpfung vorhanden war. Nun brauchte das schwingende Netz nur
noch einen Anlass fürs Kollabieren. Der kam um 12:33:16 Uhr, als ein
Kraftwerk in Südspanien ausfiel, dem zwei Sekunden (sic) später ein
zweites Kraftwerk folgte. Jetzt waren plötzlich zwei Gigawatt Leistung
verloren.

Was dann kam, übersteigt die Vorstellungskraft eines bescheidenen
Ingenieurs. Es muss zu einer großen Spannungsschwankung im spanischen
Netz geführt haben, denn fünf Sekunden (sic) später trennten sich 15
Gigawatt-Solarleistung – also Großsolaranlagen – durch ihren
Spannungsschutz vom Netz – etwa die Hälfte der gesamten Erzeugung. Das
System hatte das Gleichgewicht verloren.

Die Netzfrequenz fiel schlagartig um dramatische 1,5 Hz ab. Daraufhin
schalteten sich alle Stromerzeuger in Spanien und Portugal automatisch
ab. Die Schutzsysteme des Netzes funktionierten und eines davon
unterbrach die Grenzkuppelstellen der Hochspannungsleitungen zu
Frankreich und Deutschland – was wohl Europa vor dem ganz großen
Blackout rettete. Man kann es auch so beschreiben: Die vielen großen
rotierenden Massen der französischen Kernkraftwerke verhinderten durch
ihre dämpfende Trägheit das Durchbrechen des spanischen Frequenzabfalls
auf den Rest von Europa.

Die gute und die schlechte Nachricht
Erst mal die gute Nachricht: So unangenehm wie der iberische Blackout
auch war – die Wiederherstellung der Stromversorgung innerhalb eines
Tages ist einfach eine großartige Leistung der spanischen und
portugiesischen Netzbetreiber. Sie haben das Schlimmste verhindert. Und
auch den Spaniern und Portugiesen steht ein Kompliment zu. Sie haben
sich weitestgehend als hochzivilisierte Bürger erwiesen und Disziplin
gehalten.

Dann noch die schlechte Nachricht: Es gab in den letzten Tagen zwei
Terroranschläge auf das französische Stromnetz in Südfrankreich. In der
Ortschaft Tanneron in der Nähe von Cannes wurde am Samstag an einer



Umspannstation ein Feuer gelegt und drei der vier Stützen eines
Hochspannungsmastes durchgesägt. Dadurch fiel der Strom für etwa 160.000
Haushalte in Südfrankreich kurzfristig aus.

In Nizza fiel der Strom in der Nacht zum Sonntag für 45.000 Haushalte
aus, weil jemand einen Stromtransformator in Brand gesteckt hatte.

Die französischen Behörden gehen von Sabotage aus. Es ist auf Indymedia,
einer linken Plattform, ein Bekennerschreiben aufgetaucht. In dem
Schreiben heißt es, die Aktion habe nicht nur das Filmfestival stören,
sondern auch Forschungseinrichtungen, Rüstungsfirmen, Start-ups, den
Flughafen und weitere Einrichtungen in der Region lahmlegen sollen. In
dem Text wird mehrfach der Ausdruck „Coupez!“ verwendet – ein Begriff
aus der Filmsprache, der das Ende einer Szene markiert. Zudem enthält
das Schreiben scharfe Kritik an der französischen Rüstungsindustrie und
an einem „System“, das als lebensfeindlich beschrieben wird.

Der Beitrag erschien zuerst bei ACHGUT hier

 

Trinkwassermangel wegen Klima.
Stimmt das?
geschrieben von Admin | 6. Juni 2025

Von Uta Böttcher.

Die Angst vor Wasserknappheit ist nicht unbegründet – allerdings nicht
wegen des Klimawandels, sondern wegen maroder Wasserleitungen. 800
Milliarden Euro würde die Sanierung kosten.

Ist „Sondervermögen“ nicht ein wunderschöner Name für die
Neuverschuldung des Staates? Fast so schön wie der Name „Elster“ für die
Online-Plattform des Finanzamtes! Am 21. März 2025 wurden 500 Milliarden
Euro Staatsverschuldung beschlossen, für die Finanzierung zusätzlicher
Maßnahmen für Infrastruktur und Klimaneutralität. Durch die Lockerung
der Schuldenbremse im Grundgesetz könnte dies bis zum Jahr 2036 eine
Neuverschuldung von rund einer Billion Euro bedeuten, wenn alle nun
ermöglichten Verschuldungsspielräume ausgenutzt werden (siehe
auch hier).

Eine große Summe. Doch 800 Milliarden Euro Sanierungsbedarf hat allein
unsere Wasserinfrastruktur, wie ein brandneues Gutachten zeigt. Das
ganze schöne Sondervermögen müsste also direkt in die Sicherung unserer
Trinkwasserversorgung fließen. Die Angst davor, dass bald kein Tropfen
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mehr aus dem heimischen Wasserhahn kommt, ist nicht unbegründet –
allerdings nicht wegen des menschengemachten Klimawandels, sondern wegen
maroder Wasserleitungen.

Das Gutachten, vom Verband kommunaler Unternehmen (VKU) in Auftrag
gegeben, ergab, dass bis zum Jahr 2045 etwa 800 Milliarden Euro in die
Infrastruktur der Wasserversorgung gesteckt werden müssen. Dies ging aus
einer Befragung von Unternehmen der Wasserversorgung und
Abwasserentsorgung im Januar 2025 hervor.

In den vergangenen 22 Jahren flossen jährlich rund 10 Milliarden Euro in
Erhalt und Erneuerung der Trinkwasser- und Abwasseranlagen. Doch bald
überschreitet ein großer Teil der vorhandenen Infrastruktur seine
Lebensdauer – beim Trinkwasserversorgungsnetz sind das 60 Jahre – so
dass in den kommenden Jahren deutlich höhere Investitionen notwendig
sein werden.

In den nächsten 20 Jahren müssen Bestandsanlagen erneuert, Kapazitäten
erweitert und vorhandene Anlagen modernisiert werden. Dafür sind
zwischen 2025 und 2034 rund 45 Milliarden Euro und zwischen 2035 und
2044 rund 34 Milliarden Euro jährlich an Investitionen notwendig, also
40 Milliarden Euro pro Jahr anstatt wie bisher 10 Milliarden. Insgesamt
ergeben sich rund 800 Milliarden Euro: Bei 800.000.000.000 Euro
Finanzbedarf und gut 80.000.000 Einwohnern entfallen in den nächsten 20
Jahren also etwa 10 000 Euro auf jeden Einzelnen in Deutschland, das
sind 500 Euro pro Kopf (nicht etwa pro Haushalt!) und Jahr. Das ist
nicht wenig.

Enorm hoher Investitionsstau
Das bedeutet: Ohne staatliche Zuschüsse werden die Wasserpreise steigen
müssen. Denn die Wasserversorgung ist Sache der Kommunen, die sich ihre
Investitionen über den Preis für das Trinkwasser von den Bürgern
zurückholen müssen. Die Kommunalabgabenordnung fordert das
Kostendeckungsprinzip – mit dem Trinkwasser darf kein Gewinn erzielt
werden. Die Kosten für Betrieb, Wartung und Sanierung der
Trinkwasserinfrastruktur wird über die Wassergebühren der Haushalte und
Unternehmen finanziert. Die Wasserversorgungsunternehmen sind meist
kommunal organisiert, zum Beispiel in Form von Stadtwerken.

Um größere Sanierungen und Modernisierungen, beispielsweise umfassende
Leitungsnetzerneuerung, zu finanzieren, die mit den laufenden Einnahmen
nicht gestemmt werden können, müssen die Kommunen Kapital bereitstellen:
Sie nehmen dafür Kredite auf, zum Beispiel bei der KfW. Weil eine
Erhöhung der Trink- und Abwasserwassergebühren politisch heikel ist –
denn sie belastet die Haushalte ganz direkt – wurden notwendige
Investitionen lieber hinausgezögert. Das ist ein Grund für den enorm
hohen Investitionsstau.

Das Gutachten besagt auch, dass bis zu 15 Prozent der Investitionen auf
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„die zukünftig notwendige Anpassung an den Klimawandel und weitere
Ereignisse“ zurückzuführen sind. Für diesen Teil der Ausgaben könnten
also die Geldtöpfe des Bundes in Anspruch genommen werden. Prinzipiell
sieht der Bund die Wasserversorgung zwar als kommunale Aufgabe. Aber es
gibt Förderprogramme, die speziell auf die Finanzierung von Projekten
zur Anpassung an den Klimawandel oder zur Modernisierung von
Infrastruktur ausgelegt sind. Und nun gibt es eben auch das neue
Sondervermögen für Infrastrukurmaßnahmen. Dieses „Extrageld“ vom Bund
müsste nicht über den Wasserpreis direkt an den Bürger weitergegeben
werden. Selbstverständlich muss am Ende trotzdem der einzelne Bürger für
die Kosten geradestehen, aber er merkt es nicht gleich.

Klimabegründete Maßnahmen
Welche Maßnahmen für den Klimaschutz in der Trinkwasserversorgung sind
damit gemeint? Sind sie sinnvoll oder unnötig?

Zu den klimabegründeten Maßnahmen gehört der Ausbau der
Fernwasserversorgung, um Trinkwasser aus wasserreichen Regionen in
Gebiete mit wenig Wasserverfügbarkeit liefern zu können. Das ist in
jeder Hinsicht sinnvoll, denn hydroklimatisch gesehen ist Deutschland
zwar ein wasserreiches Land mit Süßwasserressourcen von im Mittel 188
Milliarden Kubikmetern (siehe dazu auch hier und hier), aber mit großen
regionalen Unterschieden. Bedingt durch die geologischen
Untergrundbedingungen gibt es Regionen mit ausgedehnten und ergiebigen
Grundwasservorkommen genauso wie Bereiche ohne nennenswerte
Grundwasserspeicherung. Auch die Niederschlagsmengen sind regional sehr
verschieden (siehe auch hier). Für kleinere Kommunen ist die
Instandhaltung und Modernisierung der Wasserversorgung finanziell oft
schwer zu stemmen. Durch den Eintritt in einen Wasserverband wird hier
für Entlastung gesorgt.

Auch die Schaffung von Redundanzen, also zusätzlicher Gewinnungs-/
Aufbereitungs- und Speicheranlagen als Reserve- und Sicherheitsmaßnahme
kann dem Klimaschutz zugeordnet werden. Diese werden benötigt, um
Ausfälle und Störungen in den technischen Anlagen zu verhindern oder
deren Auswirkungen zu minimieren. Das ist in jeder Hinsicht sinnvoll,
genauso wie der Bau zusätzlicher Speicheranlagen, um Verbrauchsspitzen
abfangen zu können.

Ebenfalls in diesen Bereich gehört die Anpassung der Systeme auf sich
ändernde gesetzliche Vorgaben, wie die Herabsetzung von vorhandenen
Grenzwerten für bestimmte Inhaltsstoffe oder die Einführung neuer
Grenzwerte für weitere Inhaltsstoffe. Das ist eine vernünftige
Herangehensweise, weil solche Gesetzesänderungen bereits in der
Diskussion sind.

Fazit: Unser Trinkwasser muss in den nächsten Jahren beträchtlich teurer
werden, damit es weiterhin zuverlässig zur Verfügung steht.
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Der Bürger soll wieder einmal erzogen werden
So gesehen ist der „Wassercent“ der Stadt Wiesbaden nur dreist zu
nennen: Die Wiesbadener Stadtverordnetenversammlung beschloss diese
Abgabe nämlich mit den Stimmen von SPD, Grünen, Linken und Volt im
Dezember 2023. Dieser „Wassercent“ fließt nicht etwa in die
Wasserinfrastruktur, sondern soll die marode Stadtkasse auffüllen und
kann für alles Mögliche ausgegeben werden.

Es ist eine Wasserverbrauchssteuer, zusätzlich zu der zu erwartenden
Erhöhung des Wasserpreises. Das hessische Innenministerium als
Kommunalaufsicht stoppte den „Wassercent“ zunächst, da mit den
Wassergebühren nur die Kosten gedeckt und keine Gewinne erzielt werden
dürfen. Eigentlich.

Doch die Stadt Wiesbaden klagte dagegen und bekam kürzlich Recht vor dem
örtlichen Verwaltungsgericht. In der Begründung heißt es, diese
Wasserverbrauchssteuer sei gerade hoch genug für einen Lenkungseffekt
ohne dabei erdrosselnde Wirkung zu haben (siehe auch hier). Der Bürger
soll also wieder einmal erzogen werden, weil’s gut für’s Klima ist! Was
sich bei den Verwaltungsrichtern wohl noch nicht herumgesprochen hat:
Die erdrosselnden Wirkungen addieren sich zurzeit gewaltig, und der
Einzelne ist ohnehin schon bis an die Grenze des Möglichen finanziell
belastet.

 

Uta Böttcher ist Diplom-Geologin mit dem Fachbereich angewandte
Geologie, speziell Hydrogeologie. 
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